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1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG 
für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Rastede 

 

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 27.03.2019 (Nds. GVBl. 70) und §§ 1, 2 und 6 des Niedersächsischen 
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, 121) 
hat der Rat der Gemeinde Rastede in seiner Sitzung am 24.09.2019 folgende Satzung 
beschlossen: 

 

Artikel 1 

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 
Maßnahmen (NKAG) in der Fassung vom 27.04.2004 wird wie folgt geändert: 

§ 13 erhält folgende Fassung: 

§ 13 Beitragsbescheid und Fälligkeit 

(1) Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Vorausleistungen werden durch 
Bescheid festgesetzt. Mindestens einen Monat vor der Festsetzung erhält der 
Beitragspflichtige ein Informationsschreiben zur Höhe der zur zahlenden Beiträge. 

(2) Die festgesetzten Beiträge und Vorausleistungen werden innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 

(3) Abweichend von Absatz 2 kann die Fälligkeit auf ein Jahr oder jährlich gleichmäßig 
gestaffelt jeweils auf die nächsten fünf Jahre nach Bekanntgabe des Bescheides 
festgesetzt werden, wenn der Beitragspflichtige dieses formlos innerhalb eines Monats 
nach Erhalt des Informationsschreibens beantragt. Die abweichende Fälligkeit gilt nicht für 
Vorausleistungen. 

 

Artikel 2 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.09.2017 in Kraft. 

 

 

Rastede, den 24.09.2019 

 

 L.S. 

Dieter von Essen 

Bürgermeister 

 


